
 Anlage 2 
 
 
Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungsteuer in der Landeshauptstadt Hannover 
 
 

Bisherige Fassung 
 

§ 2 

Begriff der Wohnung und der Zweitwohnung 

(1) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder 
umschlossene Raum, der zum Wohnen oder 
Schlafen benutzt wird. 

 

 

§ 3 

Steuerbefreiungen 

Steuerbefreit sind Personen, 

(1) c)  die verheiratet sind und nicht dauernd  
  getrennt leben und aus beruflichen Gründen  

innerhalb der Landeshauptstadt Hannover 
eine Zweitwohnung innehaben, wenn sich 
die Hauptwohnung der Eheleute außerhalb 
der Landeshauptstadt Hannover befindet 
und das Erreichen des Arbeitsplatzes ohne 
die Zweitwohnung nur mit erheblichem Zeit-
aufwand möglich wäre, 

 

(1) d)  die eine eingetragene Lebenspartnerschaft  
nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz füh-
ren und nicht dauernd getrennt leben und 
aus beruflichen Gründen innerhalb der Lan-
deshauptstadt Hannover eine Zweitwohnung 
innehaben, wenn sich die Hauptwohnung der 
Lebenspartner außerhalb der Landeshaupt-
stadt Hannover befindet und das Erreichen 
des Arbeitsplatzes ohne die Zweitwohnung 
nur mit erheblichem Zeitaufwand möglich 
wäre, 

 

(2)  Eine Steuerbefreiung nach Abs. 1 Buch- 
stabe c) oder d) ist nur möglich, wenn die 
Zweitwohnung die vorwiegend benutzte 
Wohnung der steuerpflichtigen Person ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Neue Fassung 
 

§ 2 

Begriff der Wohnung und der Zweitwohnung 

(1) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder 
umschlossene Raum, der zum Wohnen oder 
Schlafen benutzt wird oder benutzt werden 
könnte. 

 

§ 3 

Steuerbefreiungen  

Steuerbefreit sind Personen, 

(1) c)  die verheiratet sind und nicht dauernd  
  getrennt leben und aus beruflichen Gründen 

innerhalb der Landeshauptstadt Hannover 
eine Zweitwohnung innehaben, wenn sich 
die gemeinsame Hauptwohnung der Ehe-
leute außerhalb der Landeshauptstadt Han-
nover befindet und das Erreichen des Ar-
beitsplatzes ohne die Zweitwohnung nur mit 
erheblichem Zeitaufwand möglich wäre, 

 

(1) d)  die eine eingetragene Lebenspartnerschaft  
nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz füh-
ren und nicht dauernd getrennt leben und 
aus beruflichen Gründen innerhalb der Lan-
deshauptstadt Hannover eine Zweitwohnung 
innehaben, wenn sich die gemeinsame 
Hauptwohnung der Lebenspartner außerhalb 
der Landeshauptstadt Hannover befindet 
und das Erreichen des Arbeitsplatzes ohne 
die Zweitwohnung nur mit erheblichem Zeit-
aufwand möglich wäre, 

 

(2) a) Eine Steuerbefreiung nach Abs. 1 Buch- 
stabe c) oder d) ist nur möglich, wenn die 
Zweitwohnung die vorwiegend benutzte 
Wohnung der steuerpflichtigen Person ist 
und der/die Ehegatte/in oder Lebens-
partner/in die Zweitwohnung nicht eben-
falls innehat und vorwiegend benutzt. 

 

(2) b) Eine Steuerbefreiung nach Abs. 1 Buch- 
stabe e) ist nur möglich, wenn die steuer-
pflichtige Person das 27. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder wenn sie 
sich in einer Schul-, Studien- oder Be-
rufsausbildung befindet, die für sie den 
ersten berufsqualifizierenden Abschluss 
darstellt und sie das 35. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat. 

 



§ 4 

Persönliche Steuerpflicht 

Steuerpflichtig ist jede Person, die im Stadtgebiet 
eine Zweitwohnung im Sinne des § 2 innehat. Inha-
berin/Inhaber einer Zweitwohnung ist, 

a) jede Eigentümerin/jeder Eigentümer oder 
b) jede Hauptmieterin/jeder Hauptmieter oder 
c) jede Person, der die in Buchstabe a) oder b) 

genannten Personen unmittelbar oder mittelbar 
entweder entgeltlich oder unentgeltlich die 
Zweitwohnung oder Teile davon überlassen hat. 

 

 

§ 10 

Steuererklärung 

(1) Die/der Steuerpflichtige hat zum Beginn der 
Steuerpflicht eine Steuererklärung nach dem 
amtlich vorgeschriebenen Vordruck innerhalb 
eines Monats abzugeben. Die Monatsfrist be-
ginnt mit dem Erhalt des übersandten Erklä-
rungsvordrucks mit Anlagen. 

 
 

 

§ 14 

Datenverarbeitung 

(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflichtigen/des 
Steuerpflichtigen, zur Festsetzung, Erhebung 
und Vollstreckung der Zweitwohnungsteuer 
nach dieser Satzung erforderlichen personen- 
und grundstücksbezogenen Daten werden von 
der Landeshauptstadt Hannover gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 1 und § 10 Abs.1 des Niedersächsi-
schen Datenschutzgesetzes (NDSG) i. V. m. § 
11 NKAG und den dort genannten Bestimmun-
gen der AO erhoben und verarbeitet. Die Da-
tenerhebung beim Finanzamt, beim Amtsgericht 
(Grundbuch) und bei den für das Einwohner-
meldewesen, Bauwesen, Ordnungsrecht sowie 
Finanzwesen zuständigen Stellen der Landes-
hauptstadt Hannover erfolgt, soweit die Sach-
verhaltsaufklärung durch die Steuerpflichti-
ge/den Steuerpflichtigen nicht zum Ziel führt o-
der keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 1, Satz 3 
AO). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden 

Stelle nur zum Zweck der Steuererhebung nach 
dieser Satzung oder zur Durchführung eines 
anderen Abgabenverfahrens, das dieselbe Ab-
gabenpflichtige/denselben Abgabenpflichtigen 
betrifft, verarbeitet werden. Zur Kontrolle der 
Verarbeitung sind technische und  

§ 4 

Persönliche Steuerpflicht 

Steuerpflichtig ist jede Person, die im Stadtgebiet 
eine Zweitwohnung im Sinne des § 2 innehat. Inha-
berin/Inhaber einer Zweitwohnung ist, 

a) jede Eigentümerin/jeder Eigentümer oder 
b) jede Hauptmieterin/jeder Hauptmieter oder 
c) jede Person, der die Zweitwohnung oder 
Teile davon durch eine der in Buchstabe a) oder 
b) genannten Personen unmittelbar oder mittel-
bar, entgeltlich oder unentgeltlich überlassen 
wurde. 

 

§ 10 

Steuererklärung 

(1) Die/der Steuerpflichtige hat zum Beginn der 
Steuerpflicht als auch auf Aufforderung eine 
Steuererklärung nach dem amtlich vorgeschrie-
benen Vordruck innerhalb eines Monats abzu-
geben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Erhalt 
des übersandten Erklärungsvordrucks mit Anla-
gen. 

 
 
 

 
§ 14 

Datenverarbeitung 

(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflicht, zur 
Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung 
der Zweitwohnungsteuer nach dieser Sat-
zung erforderlichen personen- und grund-
stücksbezogenen Daten werden von der 
Landeshauptstadt Hannover gemäß Artikel 
6 Abs. 1 Buchstabe e Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 6 und § 3 des Nieder-
sächsischen Datenschutzgesetzes i. V. m. 
§ 11 NKAG und den dort genannten Best-
immungen der Abgabenordnung (AO) erho-
ben und verarbeitet. Eine Datenerhebung 
beim Finanzamt, beim Vollstreckungsge-
richt, beim Amtsgericht (Grundbuch), beim 
Landesamt für Geoinformation und Land-
entwicklung Niedersachsen (Kataster-
amt), bei den Sozialversicherungsträgern, 
der Rentenversicherung und bei den für 
das Einwohnermeldewesen, Bauwesen, 
Ordnungsrecht sowie Finanzwesen zustän-
digen Dienststellen der Landeshauptstadt 
Hannover und anderer Städte und Ge-
meinden erfolgt, soweit die Sachver-
haltsaufklärung durch die/den Steuerpflichti-
ge/n nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg 
verspricht (§ 93 Abs. 1. S. 3 AO).  

 
(2) Erhobene Daten dürfen von der datenverar-

beitenden Stelle nur zum Zweck der Steuer-
festsetzung, -erhebung und -vollstreckung 
nach dieser Satzung oder zur Durchführung 
eines anderen Abgabenverfahrens, das die-
selbe/denselben Abgabenpflichtige/n betrifft, 
verarbeitet werden. Technische und  



organisatorische Maßnahmen des Datenschut-
zes und der Datensicherheit nach § 7 Abs. 2 
NDSG getroffen worden. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

organisatorische Maßnahmen des Daten-
schutzes und der Datensicherheit nach Arti-
kel 25 und 32 DSGVO sind getroffen wor-
den.  

 
Die personenbezogenen Daten werden 
zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewah-
rungspflichten gemäß der AO, dem NKAG 
bzw. der Verordnung über die Aufstellung 
und Ausführung des Haushaltsplans so-
wie die Abwicklung der Kassengeschäfte 
der Kommunen des Landes Niedersach-
sen in der Regel nach 10 Jahren gelöscht. 


